Der Senator fur Umwelt, Bau und Bremen, 6. April 2016
Verkehr
Bauamt Bremen-Nord Tel.: 361-7340 (Frau Velte)
361-4136
Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr,
Stadtentwicklung, Energie und Landwirt-
schaft (S)

Vorlage Nr.: 19/126 (S)

Deputationsvorlage
far die Sitzung der Deputation fiur Umwelt, Bau, Verkehr,
Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
am 14.04.2016

1. Anderung des Bebauungsplanes 1209
far ein Gebiet in Bremen-Burglesum zwischen

e Charlotte-Wolff-Allee
e Holthorster Weg
e den "Vereinigten Anstalten Friedehorst”

Bearbeitungsstand: 16.03.2016

(Anpassung des Geltungsbereiches, dffentliche Auslegung)

I Sachdarstellung

A Problem

Fur die Errichtung eines Gesundheitsparks auf den Flachen der ehemaligen Wil-
helm-Kaisen-Kaserne wurde zunéchst eine Entwicklungskonzeption in Zusammen-
arbeit mit den Vereinigten Anstalten Friedehorst erstellt. Die Flachen wurden zwi-
schenzeitlich von der Bundesanstalt fir Immobilienaufgaben an einen privaten In-
vestor mit der Zielsetzung verdul3ert, das Gelande entsprechend der Konzeption un-
ter dem Titel ,Lesum Park — Gesundheit, Leben, Bildung“ in enger Partnerschaft mit
Bremen und den Vereinigten Anstalten Friedehorst zu entwickeln. Die bestehenden
Angebote der Vereinigten Anstalten Friedehorst galten hierbei als idealer Anker fur
die Entwicklung eines gesundheitlich orientierten Nutzungskonzeptes auf dem be-
nachbarten Kasernengelande. Das Konzept eines Gesundheitsparks mit Uiberregio-
naler Ausstrahlung umfasste Produktions- und Dienstleistungseinheiten.

Die Entwicklung des Gewerbestandortes mit gesundheitswirtschaftlichem Schwer-
punkt ist allerdings nach anfanglich zigigem Realisierungsverlauf ohne Aussicht auf
angemessene Weiterentwicklung ins Stocken geraten.

Vor dem Hintergrund der aktuellen gesamtstadtischen Herausforderungen und woh-
nungsbaupolitischen Zielsetzungen zugunsten einer quantitativ und qualitativ aus-



reichenden Wohnraumversorgung in der wachsenden Stadt Bremen wurde zwi-
schen den zustandigen Senatsressorts die bisherige, vorwiegend gewerbliche Aus-
richtung des Lesum-Parks neu bewertet. Aufgrund seiner integrierten Lage im
Stadtgebiet, der optimalen Anbindung an das OPNV-Netz, der bereits vorhandenen
sozialen Infrastruktur sowie der guten Versorgungssituation bietet der Lesum-Park
sehr glnstige Voraussetzungen fir ergdnzenden Wohnungsbau.

In Abwéagung der aktuellen Zielsetzungen wird daher vorgeschlagen, den gewerbli-
chen Anteil in den noch unbebauten Flachen im Lesum-Park zugunsten von Wohn-
bauflachen zu reduzieren.

Losung

Aufstellung der 1. Anderung des Bebauungsplanes 1209 im beschleunigten Verfah-
ren nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB). Zum Planinhalt wird auf die Begriindung
verwiesen.

Zum Verfahren nach dem BauGB

Planaufstellungsbeschluss

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirt-
schaft hat am 03.12.2015 einen Planaufstellungsbeschluss fir das Gebiet gefasst.
Dieser wurde am 09.12.2015 ortsiiblich bekanntgemacht.

Beschleunigtes Verfahren gemal §13a BauGB

Bei dem Bebauungsplan handelt es sich um eine MalRhahme der Innenentwicklung
mit einer Uberbaubaren Grundsticksflache von weniger als 2 ha. Um eine zeitnahe
Realisierung der Planungen zu ermdglichen soll der Plan im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13a BauGB aufgestellt werden.

Frithzeitige Unterrichtung der Offentlichkeit gem. § 13 Abs. 3
Nr. 2 BauGB

Die Offentlichkeit wurde am 25. Februar 2016 i.S.v. § 13a Abs. 3 BauGB im Rah-
men einer offentlichen Sitzung des Ausschusses fiir Bau und Stadtentwicklung des
Beirats Burglesum Uber die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, sich we-
sentlich unterscheidende Losungen sowie die voraussichtlichen Auswirkungen der
Planung unterrichtet.

3.1 Ergebnis der frithzeitigen Unterrichtung der Offentlichkeit

Es wurden jeweils Fragen der Blrger zu der beabsichtigten Planung beantwortet
und Anregungen entgegengenommen, die Gegenstand eingehender Prufung bei
der weiteren Planaufstellung wurden. Anlasslich der friihzeitigen Unterrichtung der
Offentlichkeit wurden keine schriftlichen Stellungnahmen vorgelegt.

Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager dffentlicher Belange

Die frihzeitige Beteiligung der berthrten Behérden und sonstigen Trager offentli-
cher Belange gemalR § 4 Abs. 1 BauGB wurde im Rahmen einer Sitzung am 15.
Februar 2016 im Bauamt Bremen-Nord durchgefiihrt. Dabei wurde Uber die allge-
meinen Ziele und Zwecke der Planung, sich wesentlich unterscheidende Losungen
sowie die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung unterrichtet. Soweit Stel-
lungnahmen vorgelegt wurden, sind diese in die Planung eingeflossen.

Die Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemaf
8 4 Abs. 2 BauGB soll gem. § 4a Abs. 2 BauGB parallel zur 6ffentlichen Auslegung
erfolgen.



C1

Stadtebaulicher Vertrag

Mit dem Investor soll gemaf 8 11 BauGB vor Planreife bzw. Satzungsbeschluss
ein stadtebaulicher Vertrag geschlossen werden, der u. a. weitergehende Rege-
lungen im Zusammenhang mit den Planungen und deren Umsetzung vorsieht.
Dieser wird der Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr Stadtentwicklung, Energie
und Landwirtschaft im Rahmen der weiteren Beschlussfassung (Bericht) vorgelegt.

Umweltprifung / Umweltbericht

Von einem formlichen Umweltbericht soll gemaR § 13a Abs. 2 Nr. 1 in Verbindung
mit § 13 Abs. 3 BauGB abgesehen werden.

Unabhéngig hiervon wurden die relevanten Auswirkungen auf die Umwelt geman
8§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB berilcksichtigt und in die Abwagung eingestellt. Auf Punkt
D der Begriindung wird verwiesen.

Anpassung des Geltungsbereichs

Der Geltungsbereich der Planadnderung soll im Rahmen der konkretisierten Pla-
nungen norddstlich sowie sid- /stdwestlich geringfligig angepasst (verringert)
werden. Nachbarschaftliche Konflikte werden hierdurch nicht ausgeldst.

Finanzielle Auswirkungen / Gender-Prifung, energetische Aspekte,
offentliche Sicherheit und Ordnung, Barrierefreiheit

Finanzielle Auswirkungen

Die Kosten fir die Sondierung mdaglicher Kampfmittel im Plangebiet sind vom In-
vestor zu tragen. Im Zusammenhang mit einer moglichen Kampfmittelbeseitigung
innerhalb des Planbereiches ist nicht auszuschlieRen, dass der Stadtgemeinde
Bremen Kosten entstehen konnten. Die dafur erforderlichen Mittel werden — soweit
Dritte nicht zur vollstandigen Refinanzierung der Kosten herangezogen werden
kénnen — entsprechend den zur Verfigung gestellten Haushaltsmitteln in Anspruch
genommen, Uber die die Burgerschaft im Rahmen der Haushaltsaufstellung zu be-
schlieBen hat.

Der Stadtgemeinde Bremen entstehen mit der Realisierung der 1. Anderung des
Bebauungsplanes 1209 ansonsten keine Kosten. Die Kosten werden vom jeweili-
gen Eigentiimer/in / Investor/in getragen. Dies wird vertraglich gesichert.

Hinsichtlich der vorgesehenen Anderungen der giltigen Festsetzungen des Be-
bauungsplan 1209 erfolgte eine Abstimmung mit der Eigentiimerin der zuklnftigen
Wohnbauflachen.

Nach erreichtem, nochmals zu verifizierendem Abstimmungsstand fiihrt die ge-
plante Anderung des Nutzungskonzepts mit groRerer Gewichtung der Wohnnut-
zung zu keiner Forderschéadlichkeit bezuglich der bewilligten EFRE-Mittel fur die
bereits realisierten duReren ErschlieRungsanlagen.
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Gender-Prifung

Die Errichtung von Wohnh&usern sowie die Entwicklung einer gewerblichen Bau-
flache richtet sich gleichermal3en an Frauen und Manner. Die stadtebaulich inte-
grierte Lage des Plangebietes beginstigt die Bildung von Wegeketten, die sich po-
sitiv auf die Vereinbarkeit von Erwerbs-, Haushalts- und Betreuungsarbeit auswir-
ken und somit der Gleichstellung der Geschlechter zugutekommt.

Energetische Aspekte

Mit der Nachnutzung einer ehemals militéarischen Liegenschaft als Wohn- und Ge-
werbegebiet in rdumlicher Nahe zum Zentrum des Ortsteils Lesum entspricht die
Planung dem Leitmotiv der "Stadt der kurzen Wege", das auf eine Reduzierung
des motorisierten Individualverkehrs und seiner klimaschadlichen Abgase abzielt.
Im Rahmen der stadtebaulich- wohnungswirtschaftlichen Konzeption des Wohnge-
bietes wird die Nutzung der Solarenergie und zentralisierte Versorgungskonzepte
beglnstigt. Alternative 6rtliche Mobilitdtsangebote befinden sich in der Prifung.

Offentliche Sicherheit und Ordnung

Mit der Realisierung eines neuen Wohngebietes auf einer bislang brachliegenden
Flache erfolgt eine Belebung des Lesumparks und somit eine Erhéhung der sozia-
len Kontrolle.

Barrierefreiheit

Die bestehende verkehrliche ErschlieBung des Plangebietes erméglicht eine barri-
erefreie ErschlieBung der Gebéaude. Innerhalb der RingerschlieBung sind Ge-
schossbauten mit barrierefreien Wohnungen geplant.

Abstimmung

Der Ausschuss fiir Bau und Stadtentwicklung des Beirates Burglesum hat in seiner
Sitzung am 25. Februar 2016 folgenden Beschluss gefasst:

Der Ausschuss nimmt die ausflhrlichen Erlauterungen der frihzeitigen Beteiligung
zur Bebauungsplan Anderung zur Kenntnis und erwartet in Verbindung mit dieser
Anderung die Berticksichtigung folgender Punkte:

1.  Schaffung einer Sporthalle

2. Berlcksichtigung der Zufahrtsmoglichkeit Friedehorst

3.  Schaffung von Parkraum auch Uber die Schwachen der Stellplatzverordnung
hinaus

4.  Einwirken auf die Stiftung Friedehorst zur Schaffung von Parkraum fir die
Mitarbeiter

5.  Schaffung der Méglichkeit haushaltsnaher Dienstleistungen in WA 2

6. Beibehaltung der Griinflachen aus dem bisherigen Bebauungsplan

Zu diesem Beschluss nimmt die Deputation wie folgt Stellung:

Die 1. Anderung des Bebauungsplanes 1209 steht der Errichtung einer Sporthalle
nicht entgegen, da diese als Anlage fur sportliche Zwecke in einem Allgemeinen
Wohngebiet zulassig ist. Die Schaffung einer neuen Zufahrtsmaoglichkeit zu Frie-
dehorst ist moglich, da die 1. Anderung des Bebauungsplanes 1209 die darauf
ausgelegte Zufahrtsachse von Bebauung freihdlt. Fir die angestrebten Nutzungen
werden ausreichende Stellplatze entsprechend der gesetzlichen Vorgaben ge-
schaffen. Daruber hinaus sollen keine weiteren Stellplatzangebote vorgesehen
werden. Ein Einwirken auf die Stiftung Friedehorst zur Schaffung von Parkraum fur
die Mitarbeiter ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung und auf anderem Wege zu
erreichen. Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 2 und WA 3 kénnen aus-



nahmsweise in den Erdgeschosszonen nicht stérende Gewerbebetriebe errichtet
werden, so dass auch haushaltsnahe Dienstleistungen zugelassen werden kén-
nen. Mit der Festsetzung eines Wohngebietes anstelle eines Gewerbegebietes
wird die Uberbaubare Grundstiicksflache im Plangebiet zugunsten eines hdheren
Anteils an Freiflachen reduziert. Hierdurch ergeben sich mehr Griinflachen, die je-
doch nicht explizit festgesetzt werden. Auf die Festsetzung einer Grinflache im
Baugebiet WA 3, wie sie im Ursprungsbebauungsplan vorgesehen war, wird ver-
zichtet, um fir den Fall des Baus einer Sporthalle eine groRere anrechenbare
Grundstucksflache zu erhalten. Gleichwohl werden in diesem Bereich Baum- und
Heckenanpflanzungen zur Férderung der Durchgriinung des Plangebietes vorge-
sehen.

Dem Ortsamt Burglesum wurde eine Ausfertigung dieser Deputationsvorlage Uber-
sandt.

Beschlussvorschlage

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirt-
schaft stimmt der Anpassung des Geltungsbereiches der 1. Anderung des Bebau-
ungsplanes 1209 fur ein Gebiet in Bremen-Burglesum zwischen Charlotte-Wolff-
Allee, Holthorster Weg und "Vereinigten Anstalten Friedehorst" auf das im Plan-
entwurf (Bearbeitungsstand: 16.03.2016) dargestellte Gebiet zu.

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirt-
schaft stimmt dem Entwurf der 1. Anderung des Bebauungsplanes 1209 fiir ein
Gebiet in Bremen-Burglesum zwischen Charlotte-Wolff-Allee, Holthorster Weg und
"Vereinigten Anstalten Friedehorst" (Bearbeitungsstand 16.03.2016) einschlief3lich
Begriindung zu.

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirt-
schaft fasst den Beschluss, dass der Entwurf der 1. Anderung des Bebauungspla-
nes 1209 fir ein Gebiet in Bremen-Burglesum zwischen Charlotte-Wolff-Allee,
Holthorster Weg und "Vereinigten Anstalten Friedehorst” (Bearbeitungsstand
16.03.2016) einschlieRlich Begrindung und den nach Einschatzung der Stadtge-
meinde wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen 6f-
fentlich auszulegen ist.

Anlagen

Begriindung
Planentwurf (Bearbeitungsstand 16.03.2016)
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A Plangebiet

A1l Lage, Entwicklung und Zustand

Das Plangebiet der 1. Anderung des Bebauungsplanes 1209 liegt im Norden
Burglesums und umfasst einen Teilbereich der ehemaligen Wilhelm-Kaisen-
Kaserne zwischen der Charlotte-Wolff-Allee, dem Holthorster Weg und den
nordlich angrenzenden "Vereinigten Anstalten Friedehorst”. Es ist rd. 3,2 ha
grof3.

Das Gesamtareal des ehemaligen Kasernengeldndes — heute Lesumpark
genannt — wurde in der Nachkriegszeit als Zwischenunterkunft fir Auswande-
rungswillige errichtet ("Uberseeheim"). Die militarische Folgenutzung als
Kaserne, die von offentlichen Einrichtungen wie Katastrophen-, Zivil- und
Selbstschutz sowie Technischem Hilfswerk und Rotem Kreuz erganzt wurde,
pragte das Gebiet nachhaltig. In den 1990er Jahren wurden in einigen Unter-
kunftsgebduden voribergehend Aussiedler und Asylbewerber untergebracht.
Seit 2002 ist die militdrische Nutzung endgultig beendet. Infolgedessen wurde
fur das Areal ein Entwicklungskonzept erarbeitet, das eine Nachnutzung zu
einem Gewerbestandort mit gesundheitswirtschaftlichen Schwerpunkt mit
Uberregionaler Ausstrahlung vorsah. Ziel der Planung war es, das Angebot der
Vereinigten Anstalten Friedehorst um Produktions- und Dienstleistungseinheiten
der Gesundheitswirtschaft zu ergdnzen. Als vorbereitende MalRhahmen wurden
die Kasernengebaude im Plangebiet zuriickgebaut. Da die Entwicklung des
neuen Gewerbestandortes der Gesundheitswirtschaft innerhalb des Plangebie-
tes bislang noch nicht umgesetzt werden konnte, ist dieses nunmehr durch
brachliegende Flachen gepragt.

Andere Teilbereiche des Lesumparks im Nordosten und im Stdwesten gehdren
inzwischen zu den Vereinigten Anstalten Friedehorst. Im Anschluss an das
nordliche Hauptgelande der Vereinigten Anstalten Friedehorst sind in sanierten
Bestandsgeb&duden sowie in Neubauten Pflegeeinrichtungen und betreute
Wohngruppen untergebracht.

Im sudlichen Bereich der ehemaligen Kaserne, mit Anschluss an die Lesumer
HeerstralRe, befindet sich das "Nebelthau-Gymnasium™ in sanierten Bestands-
gebauden und einem 2010 errichteten Schulneubau. Die leerstehenden Geb&au-
de sudlich der ehemaligen Peeneminder Stral3e (heute Charlotte-Wolff-Allee)
wurden bereits im Jahr 2010 zurtickgebaut.

Das Plangebiet liegt im Einzugsbereich der Haltestelle "Bremen, Holthorster
Weg". Damit ist eine Anbindung an das Bremer Stadtverkehrsliniennetz gege-
ben.

A 2 Geltendes Planungsrecht

Der Planbereich ist im Flachennutzungsplan Bremen als Gewerbeflache
dargestellt. Es ist beabsichtigt, den Flachennutzungsplan im Wege der Berichti-
gung gem. 8§ 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB entsprechend den Planungszielen der 1.
Anderung des Bebauungsplanes 1209 anzupassen.

Flr den Planbereich gilt der Bebauungsplan 1209, der im Jahre 2013 in Kraft
getreten ist und der fur den Anderungsbereich ein Gewerbegebiet und ein
Mischgebiet festsetzt.
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B Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit

Die dem Bebauungsplan 1209 zugrundliegende Konzeption der Entwicklung
eines Gewerbestandortes mit Betrieben und Einrichtungen der Gesundheitswirt-
schaft und den Vereinigten Anstalten Friedehorst als Impulsgeber fur die
Entwicklung dieses besonderen Gewerbeclusters konnte aufgrund mangelnder
Nachfrage und fehlender Investitionskraft der Vereinigten Anstalten Friedehorst
innerhalb des Planbereiches bisher nicht umgesetzt werden. Vor dem Hinter-
grund der aktuellen gesamtstadtischen Herausforderungen und wohnungsbau-
politischen Zielsetzungen zugunsten einer quantitativ und qualitativ ausreichen-
den Wohnraumversorgung in der wachsenden Stadt Bremen, wurde die bisheri-
ge vorwiegend gewerbliche Ausrichtung des Plangebietes neu bewertet.
Aufgrund seiner integrierten Lage im Stadtgebiet, der optimalen Anbindung an
das OPNV-Netz, der bereits vorhandenen sozialen Infrastruktur sowie der guten
Versorgungssituation bietet das Plangebiet sehr gute Voraussetzungen fir
einen weiteren Wohnungsbau auf den ehemaligen militdrischen Liegenschaften
der einstigen Wilhelm-Kaisen-Kaserne. Der gewerbliche Anteil soll dementspre-
chend zugunsten von Wohnbauflachen reduziert werden. Mit der Anderung des
Bebauungsplans soll eine Neuausrichtung des Lesumpark-Konzeptes im
Bereich des neuen ErschlieBungsrings (Pastor-Diehl-Stral3e) sowie am
Holthorster Weg unter Bertcksichtigung folgender Zielsetzungen erfolgen:

= Schaffung neuer Wohnbauflachen nach Mal3gabe der aktuellen wohnungs-
baupolitischen Erfordernisse der Stadt Bremen

= Bericksichtigung der 25% Quote flr Sozialwohnungen in einem noch
festzulegenden Grézenmix

= Erhaltung von Gewerbeflachen entlang der Charlotte-Wolff-Allee

= Berucksichtigung einer perspektivischen Verlegung der Hauptzufahrt der
Vereinigten Anstalten Friedehorst innerhalb des Plangebietes durch Freihal-
ten von Bebauung.

Die Anderung des Bebauungsplanes 1209 dient der Behebung stadtebaulicher
Missstande durch brachliegende, ehemals militdrisch genutzte Flachen in einer
stadtebaulich integrierten Lage in Burglesum. Die Anderung des Planungsrechts
ist erforderlich, um eine geordnete stadtebauliche Entwicklung sicherzustellen.

Planverfahren

Aufgrund der geringen Plangebietsgrof3e mit einer tberbaubaren Grundflache
nach § 19 Abs. 2 BauNVO von weniger als 20.000 gm und der Uberplanung
einer ehemals baulich genutzten Flache kann die Aufstellung des Bebauungs-
plans auf Grundlage des § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren erfolgen
("Bebauungsplan der Innenentwicklung”). Die Voraussetzungen hierfir liegen
vor: Das Plangebiet befindet sich in einem von Siedlungstétigkeit gepréagten
Gebiet der Stadt; die geplante Bebauung dient der Entwicklung von brach-
gefallenen Flachen und damit der Innenentwicklung. Die Planung begriindet
nicht die Zulassigkeit von Vorhaben, die einer Umweltvertraglichkeitsprifung
nach der Anlage 1 zum UVPG (Umweltvertraglichkeitsprifungsgesetz) bzw.
nach Landesgesetz erfordern und bereitet diese auch nicht vor. Es bestehen
auch keine Anhaltspunkte fir eine Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7b
BauGB genannten Schutzguter. Im Interesse einer beschleunigten Verwirkli-
chung soll deshalb die Plananderung nach § 13a BauGB erfolgen.

1. Anderung Bebauungsplan 1209 - Begriindung Seite 4 von 15



C Planinhalt

C1l Artund Mal der baulichen Nutzung

Entlang der Charlotte-Wolff-Allee wird ein rd. 5.000 gm grof3er Bereich als
Gewerbegebiet (GE) bestimmt. Die Festsetzung dieser Gewerbeflache nimmt
Bezug zum Ursprungsbebauungsplan 1209, in dem diese Flache ebenfalls als
Gewerbegebiet festgelegt wurde. Mit der GE-Festsetzung soll die Charlotte-
Wolff-Allee weiterhin als gewerbliches Rickgrat des insgesamt knapp 13 ha
grol3en Lesumparks dienen. Der Gewerbestandort, einschlie3lich der sudlich
der BAB A 270 liegenden Gewerbeflachen, wird damit in sich gegliedert.

Aufgrund der nordlich des Gewerbegebietes geplanten Wohnbebauung sowie
der bestehenden Einrichtungen der Stiftung Friedehorst, die Uberwiegend der
Nutzung von betreuten Wohngruppen dienen, ist diese Gliederung des Gewer-
begebietes hinsichtlich der Immissionswirkung notwendig. So sind in dem
Gebiet nur Gewerbebetriebe zuldssig, die das Wohnen nicht wesentlich stéren
und nach Ihrem Stérgrad im Mischgebiet zulassig sind. In Abgrenzung zu einem
zunachst festgesetzten Mischgebiet soll an diesem Standort entlang der
Charlotte-Wolff-Allee eine Wohnnutzung nicht zugelassen werden, um das
gewerbliche Ruckgrat des Lesumparks nicht zu unterlaufen.

In dem Gewerbegebiet sind Vergnigungsstatten unzulassig. Der Ausschluss
erfolgt ebenfalls aufgrund der nérdlich angrenzenden Wohnnutzung. Vergnu-
gungsstatten werden auch in den Abendstunden angefahren und wirden
aufgrund der verkehrsbedingten Schallimmissionen eine Beeintrachtigung der
Wohnnutzung darstellen. Vergnigungsstatten konnen dariber hinaus zu
Trading-down-Effekten fuhren, die sich nachteilig auf die angestrebte Entwick-
lung des Gewerbestandortes entlang der Charlotte-Wolff-Allee auswirken
kénnen. Der Ausschluss von Vergnugungsstatten ist zulassig, da in Burglesum
andere Standorte flr Vergnigungsstatten bestehen.

In dem Gewerbegebiet sind Lagerplatze sowie Tankstellen nur als betriebszu-
gehorige, baulich untergeordnete Anlagen im Zusammenhang mit einem
Betriebsgebaude zulassig. Mit dieser Regelung, die aus dem Ursprungsbebau-
ungsplan 1209 dbernommen wurde, soll sichergestellt werden, dass im Lesum-
park keine eigenstandigen Lagernutzungen und Tankstellenbetriebe entstehen.
Eigenstandige Lagerplatze entlang der Charlotte-Wolff-Allee, die die zentrale
ErschlieBungsachse und in Verlangerung der Peenemiinder Stral3e das Ruck-
grat des Lesumparks darstellt, wirden sich nachteilig auf das Ortsbild des
Lesumparks auswirken. Eigenstandige Tankstellen sind aufgrund der nérdlich
angrenzenden Wohnnutzung unzuldssig, denn Tankstellen werden auch in den
Abendstunden angefahren und wirden aufgrund der verkehrsbedingten
Schallimmissionen eine Beeintrachtigung der Wohnnutzung darstellen. Daher
sollen Tankstellen in dem Gewerbegebiet nur als betriebszugehorige, baulich
untergeordnete Anlagen zugelassen werden.

In dem Gewerbegebiet sind Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale und
gesundheitliche Zwecke allgemein zulassig. Die Festsetzung wurde aufgrund
der Konzeption zum Lesum-Park mit dem Motto: "Gesundheit, Leben, Bildung"
und der Nahe zu den Einrichtungen der Vereinigten Anstalten Friedehorst
getroffen. Diese Einrichtungen umfassen kirchliche, kulturelle, soziale und
gesundheitliche Nutzungen, so dass diese, wie auch in den Allgemeinen
Wohngebieten, im Gewerbegebiet allgemein zulassig sein sollen.
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Innerhalb des Gewerbegebietes kdnnen ausnahmsweise Einzelhandelsbetriebe
bis zu einer Verkaufsflaiche von 200 gm zugelassen werden. Mit der Ausnah-
meregelung wird jungeren Anforderungen der Rechtsprechung geniige getan,
sie eroffnet eine flexible Handhabung. Mit dieser Festsetzung sollen Einzelhan-
dels-Agglomerationen mit schéadlichen Auswirkungen auf die Zentrenstruktur,
insbesondere auf das Stadtteilzentrum Lesum vermieden werden.

Aufgrund des Planungsziels der Schaffung von Wohnraum in Burglesum wird fr
das Plangebiet ein Allgemeines Wohngebiet festgesetzt, das entsprechend der
raumlichen Lage in drei Teilbereiche (WA 1 - WA 3) gegliedert wird. Der Planbe-
reich eignet sich insbesondere als Wohnstandort aufgrund der kurzen Wege zu
den Nahversorgungseinrichtungen, zum Bahnhaltepunkt Lesum und der neu
eingerichteten Bushaltestelle in der Charlotte-Wolff-Allee sowie auch zu den o.g.
Einrichtungen der Vereinigten Anstalten Friedehorst.

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 - WA 3 sind sonstige nicht stérende
Gewerbebetriebe sowie Tankstellen auch nicht ausnahmsweise zulassig. Fur
Gewerbetriebe bestehen ausreichend Flachen entlang der HaupterschlieBungs-
achse der Charlotte-Wolff-Allee. Daher sollen sich die Gewerbebetriebe hier und
nicht in den Wohngebieten ansiedeln. Die Bebauungsplanédnderung sieht jedoch
eine Ausnahmeregelung fiur die Erdgeschosszonen der Allgemeinen Wohnge-
bieten WA 2 und WA 3 vor. Hier kbnnen ausnahmsweise in den Erdgeschossen
der Gebaude sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe zugelassen werden,
sofern die ErschlieBung der Gebaude uber die angrenzenden o6ffentlichen
Verkehrsflachen erfolgt. Diese Ausnahme soll ermdglichen, dass sich ein
Gewerbebetrieb, der z.B. zur Versorgung des Wohngebietes beitragen kann, in
dem Wohngebiet ansiedeln kann. Die Regelung, dass die Geb&udeerschlielRung
Uber die angrenzende offentliche Verkehrsflache erfolgen muss, dient der
Vermeidung von Ruhestorungen in den rickwartigen Wohnbereichen, die in der
Regel als Garten genutzt werden. Der Ausschluss von Tankstellen erfolgt aus
den gleichen Beweggrinden wie des Ausschlusses von eigenstandigen Tank-
stellen in dem Gewerbegebiet.

Die GE-Flachen konnen bis zu einer Grundflachenzahl (GRZ) von 0,8 als
Obergrenze fur Gewerbegebiete bebaut werden, da eine stadtebauliche Ver-
dichtung und die gewerbliche Ausnutzung der Flachen durchaus gewollt sind.
Um ebenfalls eine angemessene Verdichtung in den Wohngebieten zu ermdgli-
chen, wird fur diese eine GRZ von 0,4 festgesetzt. Die GZR von 0,4 liegt im
Rahmen der GRZ-Obergrenze flr Allgemeine Wohngebiete. Da das Plangebiet
aufgrund der ehemaligen militarischen Nutzung als Kaserne groldtenteils
versiegelt ist, erfolgt keine weitere Inanspruchnahme des Schutzgutes Bodens.

Die HOohenentwicklung der geplanten Bebauung wird Uber die Festsetzung von
Vollgeschossen als Hochstzahl geregelt. So ist in dem zentralen Bereich des
Plangebietes (WA 2, WA 3 und GE) eine Bebauung mit maximal drei Vollge-
schossen und im Randbereich zum Holthorster Weg (WA 1) eine Bebauung mit
maximal zwei Vollgeschossen zuldssig. Die Festsetzung von zwei Vollgeschos-
sen nimmt dabei Bezug zur umgebenden Wohnbebauung. Mit der dreigeschos-
sigen Bebauung soll, im Gegensatz zum westlichen Randbereich des neuen
Wohngebietes, eine hdhere Verdichtung in zentraler Lage des Lesumparks
erreicht werden. Um eine weitere bauliche Ausnutzung, u.a. fir den sozialen
Wohnungsbau, ermdglichen zu kénnen, sind entsprechend der stadtebaulichen
Konzeption fir die Bebauung innerhalb und 06stlich der Ringerschlie3ung
(Pastor-Diehl-StralR3e) in zwei Teilbereichen auch Gebaude mit maximal vier
Vollgeschossen zulassig. Die beiden Teilbereiche sind im Bebauungsplan durch
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die Bezeichnungen WA 2* und WA 3* gekennzeichnet. In diesen Bereichen ist
eine viergeschossige Bebauung zulassig, sofern sich diese auf zwei Drittel der
Grundflachen der Hauptgebaude beschrankt. Diese Regelung dient u.a. dazu,
Kfz-Stellplatze in den Erdgeschosszonen der Gebaude unterbringen zu kénnen.
Die Grundflachen aneinander gebauter Hauptgeb&dude durfen dabei zu einer
Grundflache addiert werden. Die Begrenzung einer Bebauung mit vier Vollge-
schossen auf zwei Drittel der Geb&udegrundflachen soll eine zu massive
Riegelbebauung entlang der Pastor-Diehl-Stral3e verhindern.

Zur Begrenzung die Gebaudevolumina in dem Gewerbegebiet wird eine Bau-
massenzahl (BMZ) als Hochstmal} festgesetzt. Die Baumassenzahl gibt an, wie
viel Baumasse je m? Grundstucksflache in dem Baugebiet zuldssig ist. Die BMZ
betragt 10,0 und liegt damit rechnerisch, bei einer maximal zulassigen dreige-
schossigen Bebauung und der Berlcksichtigung der festgesetzten GRZ — im
Rahmen der Obergrenze der méglichen Geschossflachenzahl (GFZ) in Gewer-
begebieten.

Fur das allgemeine Wohngebiet werden ebenfalls die Obergrenzen des § 17
BauNVO fur die GRZ und die rechnerisch mogliche GFZ eingehalten. Lediglich
fur die Baugebiete WA 2* und WA 3*, in denen eine viergeschossige Bebauung
zuldssig ist, kann die Obergrenze der GFZ von 1,2 bis zu einer GFZ von 1,6
uberschritten werden. Diese Uberschreitung entspricht der in den Festsetzun-
gen zum Ausdruck kommenden stadtebaulichen Zielsetzung, an dieser Stelle
eine hohere Verdichtung zuzulassen; sie ist jedoch stadtebaulich vertretbar, da
sie zum einen nur fur einen Teilbereich des Allgemeinen Wohngebietes gilt und
zum anderen, durch den mit Baumpflanzungen anzulegenden inneren Bereich
des Wohngebietes WA 2 ein grof3er Freiraum im direkten Wohnumfeld entsteht.
Dartber hinaus existiert in fu3laufiger Nahe mit dem Friedehorstpark eine
Parkanlage, die als Naherholungsraum genutzt werden kann. Insofern kénnen
die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohnverhaltnisse auch bei einer
viergeschossigen Bebauung mit maximaler Ausnutzung der GRZ 0,4 sicherge-
stellt werden.

C2 Bauweise, Baugrenzen

Aufgrund des Planungsziels einer angemessenen baulichen Verdichtung zur
Schaffung von zusatzlichen Wohnraum wird fur das Allgemeine Wohngebiet
WA 1 eine Bebauung mit freistehenden Einzel- bzw. Doppelhdusern ausge-
schlossen. Festgesetzt wird hier eine offene Bauweise in der nur Hausgruppen
zulassig sind. Diese Festsetzung ermdglicht eine Reihenhausbebauung, wie sie
im stadtebaulichen Konzept fir das WA 1 vorgesehen ist.

Fur die Wohngebiete WA 2 und WA 3 sowie fir das Gewerbegebiet wird eine
abweichende Bauweise festgesetzt. Diese sieht vor, innerhalb der prinzipiell
offenen Bauweise auch Baukérper mit mehr als 50 m Lange und Grenzbebau-
ungen zuzulassen. Damit kénnen in den Wohngebieten WA 2 und WA 3
Geschossbauten entstehen, die entsprechend der stadtebaulichen Konzeption
eine flexible Anordnung und auch nur einseitige Grenzbebauung ermoglicht. Far
das Gewerbegebiet erlaubt die abweichende Bauweise eine flexiblere Grund-
stiicksausnutzung, wie sie fur Gewerbetriebe oftmals erforderlich ist.

Die festgesetzten Baugrenzen entsprechen in dem Allgemeinen Wohngebiet
WA 1 der geplanten Baufelder der Reihenhausbebauung gemafld der der
Planung zugrundeliegenden stadtebaulichen Konzeption. Fir die Bebauung
innerhalb der Ringerschlielung wird ein Baufeld festgesetzt, das auf eine
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stral3enbegleitende Blockrandbebauung sowie eine Freihaltung des Blockinnen-
bereichs abzielt. Der Blockinnenbereich soll als Freiflache mit zw6lf anzupflan-
zenden Baumen als AulR3enwohnbereich dienen, in dem auch eine geschitzte
Spielflache fur kleinere Kinder angelegt werden kann. Spielméglichkeiten fur
grol3ere Kinder sollen nach Méglichkeit in der Nachbarschaft zum Plangebiet auf
grol3eren Freiflachen, wie z.B. dem Friedehorstpark, geschaffen werden. Die
sudlichen Baugrenzen der Baugebiete WA 1 und WA 3 sind so gefasst worden,
dass sie einen sinnvollen Anschluss an die sudlichen Baufelder des Ursprungs-
bebauungsplans 1209 bilden.

Fur das Gewerbegebiet wird, entsprechend der stadtebaulichen Konzeption des
Ursprungsbebauungsplans 1209, ein grof3es Baufeld festgesetzt, dass eine
maximale Flexibilitdt bei der Anordnung der Gebaude ermdglicht.

Entlang der Hauptentwicklungsachse der Charlotte-Wolff-Allee sowie an der
RingstralRe sind zur Einfassung des o6ffentlichen StraRenraumes in den Kreu-
zungs- und Eckbereichen der Baufelder Baulinien festgesetzt, die zur Auflocke-
rung von Fassadengestaltungen bis zu 2 m (auf bis zu 30% der Gebaudekan-
tenlange) unterschritten werden kénnen. Mit den Baulinien soll der zentrale
Bereich des Plangebietes eine raumliche Fassung bekommen.

C 3 Verkehrsflachen

Auf Grundlage einer Verkehrskonzeption, die im Rahmen der Aufstellung des
Ursprungsbebauungsplans 1209 erstellt wurde, wird in der 1. Anderung des
Bebauungsplanes 1209 die RingerschlieBung im Planbereich als o6ffentliche
Verkehrsflache festgesetzt. Diese verfugt Uber eine Breite von 10,0 — 10,5 m
und ist damit ausreichend dimensioniert fir den Begegnungsverkehr, Gehwege
und Besucherstellplatze im 6ffentlichen Raum.

Mit der vorgenannten Stral3enbreite der RingerschlieBung kann diese auch den
Verkehr fur den Planfall aufnehmen, dass die HaupterschlieBung zu den
Vereinigten Anstalten Friedehorst nicht mehr Uber die Rotdornallee, sondern
Uber die Charlotte-Wolff-Allee erfolgen kann. Diese, in der Verkehrskonzeption
geprifte alternative Zufahrt, wirde zu einer verkehrlichen Entlastung der
Rotdornallee fuhren, die durch Wohngebiete fiihrt. Die Hauptzufahrt zu den
Vereinigten Anstalten Friedehorst wirde dann in nordlicher Verlangerung der
Ostlichen Strecke der Ringerschliel3ung erfolgen. Vor diesem Hintergrund wird
der potenzielle Zufahrtsbereich auch von einer Bebauung freigehalten, auch
wenn sich die neue Zufahrt nicht kurzfristig realisieren l&asst.

Uber die Festsetzung der Flache eines Gehrechts fur die Stadtgemeinde
Bremen soll eine fulB3laufige Verbindung zwischen der Pastor-Diehl-Stral3e und
dem Holthorster Weg planerisch gesichert werden. Es erfolgt eine grundbuch-
rechtliche Sicherung, die weitere Ausgestaltung wird in einem stadtebaulichen
Vertrag vorgenommen. Die Zufahrt zur Stellplatzflache innerhalb des Allgemei-
nen Wohngebietes WA 1 wird tber eine Flache mit Geh-, Fahr- und Leitungs-
rechten zugunsten der Anlieger sowie Ver- und Entsorgungstrager festgelegt.

C 4 Gestaltungsfestsetzungen (nach 8 87 Bremische Landesbauordnung)

Fur die AuBenrdaume des gesamten Plangebietes ist eine klar sichtbare Struktu-
rierung zwischen privaten und 6ffentlichen Raumen vorgesehen. Die einzelnen
Grundsticke sind, soweit wie moglich, mit standortheimischen Laubhecken oder
Strauchern einzufrieden, die mit der Errichtung von Stabmatten- oder Maschen-
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drahtzaunen erganzt werden kénnen. Die Zaune sollen von den Hecken bzw.
Strauchern durchwachsen werden und somit vom o6ffentlichen Raum aus nicht
sichtbar bleiben. Um die Erlebbarkeit des neuen Quartiers als Stadtraum nicht
zu stark zu beeintrachtigen, wird eine Beschrankung der Einfriedung auf 1,50 m
Hohe zum o6ffentlichen Raum festgesetzt.

Zwingend notwendig ist die Einfriedung von Stellplatzanlagen zum o6ffentlichen
Raum, um dem neuen Raumgeflige des Quartiers, vor allem dem StralRenraum,
bei fehlenden Raumkanten Halt zu geben und die stadtebauliche Struktur zu
starken.

Weiterhin sind in den Gewerbegebieten nur Flachdacher bis zu einer max.
Dachneigung von 5° zulassig. In Verbindung mit der Festsetzung, dass Staffel-
geschosse nur als Vollgeschosse vorgesehen werden dirfen, wird mit dieser
Festsetzung die Hohenentwicklung der max. dreigeschossigen Gewerbebauten
sowie deren &aulRere Erscheinungsform klar definiert. Die Erweiterung der
Festsetzung hinsichtlich einer fur Solarenergieanlagen tragfahigen Dachkon-
struktion soll die Méglichkeit einer entsprechenden Nutzung sicherstellen.

C5 Béaume

Der Lesumpark beherbergt insgesamt einen groRen Bestand an Altbdumen
unterschiedlicher Arten, die aufgrund ihrer Altersstruktur auch in Gro6Re und
Auspragung stark differieren. Jeder Baumstandort wurde im Vorfeld der
Ursprungsplanung zum Bebauungsplan 1209 vermessen und im Rahmen eines
Baumkatasters (eine Liste der vorhandenen Baume) mit der jeweiligen Angabe
der Bauart, des Stammumfangs und des -durchmessers, des Kronendurchmes-
sers, der Hohe sowie evtl. Besonderheiten dokumentiert.

Drei Baume, die gemafll den Bestimmungen zur Baumschutzverordnung
geschutzt sind, kbnnen aufgrund der Plananderung nicht erhalten werden. Diese
befinden sich in dem Allgemeinen Wohngebieten WA 1. Fir diese Baume, die
bei Realisierung der Wohnbebauung zu dicht an den Hausern stehen wiurden,
werden Ersatzpflanzungen vorgenommen. So sind in dem WA 1 sieben neue
Laubbdume standortgerechter heimischer Arten (Stammumfang mind. 16/18
cm) zu pflanzen, auf Dauer zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Dariber
hinaus ist im WA 1 eine Heckenanpflanzung parallel zur privaten Erschlie3ungs-
flache der Stellplatzanlage vorzunehmen. Die sieben Baume sind als Ersatz-
pflanzungen fur die geschitzten Baume, die nicht erhalten werden kodnnen,
anzurechnen. Weitere sechs Baumanpflanzungen erfolgen entlang der ful3laufi-
gen Verbindung zum Holthorster Weg sowie zwischen dem Gewerbegebiet und
dem Allgemeinen Wohngebiet WA 2. Die Neupflanzungen sollen zur Erhaltung
des durchgriinten Charakters des Lesumparks beitragen.

C6 MalRnahmen zum Schallschutz

Fur die Bewertung der Larmsituation im Plangebiet wurde im Rahmen der
Aufstellung des Ursprungsbebauungsplanes 1209 eine Schallimmissionsprog-
nose vom Ingenieurbiro TED GmbH, Bremerhaven erstellt. Im Rahmen von
schalltechnischen Berechnungen wurden die Gerduschimmissionen durch die
zu erwartenden Kfz-Verkehre im Plangebiet und in der Umgebung ermittelt und
beurteilt. Grundlage der Untersuchung ist die zuvor vom Ingenieurbiro IVV,
Aachen erstellte Verkehrsprognose uber das voraussichtliche Verkehrsaufkom-
men fur 2025.
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Bei der Betrachtung der Gesamtverkehre im Rahmen der Ursprungsplanung
zum Bebauungsplan 1209 wurde deutlich, dass der GrofR3teil der Schallimmissi-
onen durch die Kfz-Verkehre im Bereich der BAB A 270 bedingt ist und nur ein
geringer Teil durch die geplanten Entwicklungen im Geltungsbereich des
Bebauungsplanes 1209 erzeugt wird. Die unterschiedlichen schalltechnischen
Auswirkungen zwischen der Prognoseberechnung 2025 und dem Planfall
(Umzug der Hauptzufahrt der Stiftung Friedehorst an die Peenemunder Strafie)
sind aufgrund ihrer geringen Differenz dabei vernachlassigbar. In der Larmprog-
nose werden bei freier Schallausbreitung (ohne Berlcksichtigung des Gebau-
debestandes und der geplanten Gebaude) die Orientierungswerte gemafd DIN
18005 "Schallschutz im Stadtebau" fur die geplanten Wohn-, Misch- und
Gewerbegebiete des Bebauungsplanes 1209 weit tberschritten.

Erganzend zur Schallimmissionsprognose wurde in der Zeit vom 21.06. —
19.07.2013 eine Langzeitmessung durchgefihrt, um die Prognose zu verifizie-
ren und die Planung auf die tatséchliche Situation (incl. berechneter Zuschlage
fur die zukilnftige Entwicklung) abzustellen. Im Ergebnis zeigt sich, dass
zwischen dem berechneten Prognosewert innerhalb der Nachtzeit und dem
gemessenen Wert eine deutliche Diskrepanz (Unterschied betragt 6,1 dB(A))
besteht. Das bedeutet, dass die Prognoseberechnung die tatsachliche Situation
um mehr als das Vierfache Uberschatzt. In Abstimmung mit den zustandigen
Behorden wurde daher auf Festsetzungen von aktiven SchallschutzmalRnahmen
in der Planung verzichtet. Die Uberschreitungen der Orientierungswerte sollen
durch passive Schallschutzmal3hahmen abgemildert werden.

Fur die Festsetzungen der passiven SchallschutzmalRnahmen sind zunachst die
Larmpegelbereiche (Il — IV) der schalltechnischen Untersuchung in der Plan-
zeichnung in etwas vereinfachter Ausformung gekennzeichnet worden.
In entsprechenden textlichen Festsetzungen sind darauf bezogen die Anforde-
rungen fur AuRenbauteile sowie die erforderliche Schutzklasse fur Fenster fur
die geplanten Wohn- bzw. Birogeb&ude festgelegt. Es ist davon auszugehen,
dass mit der Umsetzung der "Verordnung lber energiesparenden Warmeschutz
und energiesparende Anlagetechnik an Gebauden (Energieeinsparverordnung —
EnEV) die Anforderungen fir die Schallschutzklasse 2 bei Fenstern im Falle
eines Neubaus in der Regel dadurch bereits erfullt werden. Innerhalb der
Allgemeinen Wohngebiete ist weiterhin durch geeignete bauliche Malihahmen
(z.B. Grundrissgestaltung, larmabsorbierende Materialien oder Schalldammluf-
tungen) sicher zu stellen, dass in Aufenthaltsraumen fuir Wohnzwecke tagstiber
der Mittelungspegel von 35 dB(A), in Schlaf- und Kinderzimmern nachts bei
gekipptem Fenster und tags bei geschlossenem Fenster von 30dB(A) sowie fur
hausnahe Freibereiche von 55 dB(A) nicht Uberschritten wird, um eine gesunde
Wohnnutzung zu ermdglichen. Die tatséchlich erforderlichen baulichen Malf3-
nahmen sind im Genehmigungsverfahren im Einzelfall zu ermitteln, da in den
Teilbereichen des Plangebietes sowie auch an einzelnen Gebaudefassaden
unterschiedlich hohe Schallimmissionspegel bestehen kdnnen.

In Bezug auf die rdumliche Nahe von Wohngebauden und Gewerbebauten wird
darauf hingewiesen, dass das direkte Nebeneinander von Gewerbe- und
Wohnnutzung im Konzept des "Lesumparks" ausdriicklich gewollt ist, um die
Synergien, resultierend aus den kurzen Wegeverbindungen nutzen zu kdnnen.
Die Nutzungsmaglichkeit von Gewerbebetrieben, die unmittelbar an Allgemeine
Wohngebiete angrenzen, mussen dafur bezogen auf die Storpotentiale aller-
dings derart eingeschrankt werden, dass dort nur solche Gewebebetriebe und
Einrichtungen zulassig sind, die das Wohnen nicht wesentlich stéren und somit
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nach ihrem Stdrgrad im Mischgebiet zuldssig sind. Die Festsetzung eines
Mischgebietes wird fur das Gewerbegebiet ausgeschlossen, da die Wohnnut-
zung fur den geplanten Gewerbestandort nicht ausgeweitet werden soll.

Weitergehende Details konnen der schalltechnischen Untersuchung zum
Ursprungsbebauungsplan 1209 entnommen werden.

C7 Ver-und Entsorgung

Die Versorgung des Plangebietes mit Strom, Gas, Wasser und Telekommunika-
tion kann im Rahmen der geplanten ErschlieBungsmalRnahmen sichergestellt
werden. Auch die Abfallentsorgung kann entsprechend geregelt werden. Die
Entwasserung des Plangebietes erfolgt Gber ein bestehendes Trennsystem.
Hier kdnnen die neuen Wohn- und Gewerbeeinheiten angeschlossen werden.

C 8 Nachrichtliche Ubernahmen und Hinweise

Die nach anderen Gesetzen und Verordnungen getroffenen Vorschriften werden
nachrichtlich iGbernommen, da dies fir die Umsetzung des Bauleitplans notwen-
dig oder zweckmalig ist. Die Hinweise dienen der Erlauterung und Beachtung.
Sie haben keinen Festsetzungscharakter.

Das Vorhandensein von Kampfmitteln ist nicht auszuschlie3en. Im Planbereich
ist daher mit Kampfmitteln zu rechnen. Vor Aufnahme der planmafigen Nutzung
ist in Zusammenarbeit mit den zustdndigen Stellen eine Beseitigung der
Kampfmittel sicherzustellen.

Weiterhin ist im Plangebiet mit dem Vorhandensein archaologischer Boden-
fundstellen zu rechnen. Bei Erdarbeiten, insbesondere auch bei den Kampfmit-
telsucharbeiten, ist eine Beteiligung der Landesarchaologie erforderlich.

D Umweltbelange

D1 Auswirkungen auf Natur und Landschaft (Tiere, Pflanzen, Boden,
Wasser, Luft, Klima)

Gemald 8 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitplane die
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege, u. a. insbesondere die
Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wir-
kungsgeflige zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt
zu bertcksichtigen. Ebenso sind bei der Aufstellung der Bauleitplane umweltbe-
zogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die
Bevdlkerung insgesamt zu bertcksichtigen.

Nach den Zielen des Naturschutzrechts sind in besiedelten Bereichen Teile von
Natur und Landschaft in besonderem Malflie zu schitzen, zu pflegen und zu
entwickeln. Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des Bremischen Natur-
schutzgesetzes sind Verdnderungen der Gestalt oder der Nutzung von Grund-
flachen, die die Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild
erheblich oder nachhaltig beeintrachtigen koénnen. Der Verursacher eines
Eingriffs ist verpflichtet, vermeidbare Beeintrachtigungen von Natur und Land-
schaft zu unterlassen sowie unvermeidbare Beeintrachtigungen auszugleichen.
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Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeintrachtigun-
gen sind in der Abwagung zu bertcksichtigen.

Das Plangebiet gehért zur naturrdumlichen Landschaftseinheit der Vegesacker
Geest. Im Landschaftsprogramm Bremen ist es als Teil des Siedlungsbereiches
dargestellt und zahlt zur Zielkategorie "Bereiche allgemeiner Bedeutung" mit der
Unterkategorie "Besonderes Verbesserungspotenzial fir umweltgerechte
Nutzung". Als landschaftsplanerische MalRnahme ist die vorrangige Entwicklung
von Altbaumbestanden benannt. Diese MalRhahme wird insofern umgesetzt, als
dass in der Bebauungsplananderung Altbdume zur Erhaltung festgesetzt
werden und der Baumbestand durch Neupflanzungen erganzt wird.

Die ehemalige Kaserne z&hlt zum bereits besiedelten Innenbereich der Stadt, so
dass durch die Umsetzung des geplanten Gesundheitsparks keine wesentlichen
Beeintrachtigungen fur Natur und Landschaft zu erwarten sind. Mit den Zielen
und Festsetzungen des Bebauungsplanes 1209 und seiner 1. Anderung sind
keine Eingriffe verbunden, die Gber das bisher zulassige Mal3 hinausgehen; die
Eingriffsregelung ist daher gemafl 8 1a Abs. 3 BauGB nicht anzuwenden. Mit
der Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes anstelle eines Gewerbege-
bietes erfolgt eine Reduzierung der Flachenversiegelung gegentber der
urspringlichen Planung. Durch die zulassigen Nutzungen in diesen beiden
Baugebieten sind auch keine negativen Auswirkungen auf die Luftverhaltnisse
zu erwarten. Durch die Hohenbeschrankungen der Geb&aude wird eine Beein-
trachtigung des Orts- und Landschaftshbild weitestgehend vermieden. Die
umfangreichen Anpflanzungen neuer Baume und Hecken tragen zu einer
Aufwertung des Landschaftsbildes bei, das tUberwiegend durch brachliegende
Flachen bestimmt wird. Die Neuanpflanzungen wirken sich zudem positiv auf
den Lebensraum der Avifauna aus.

Boden

Fur die Ermittlung der Untergrundverhéltnisse wurden im Rahmen des Planver-
fahrens 1209 38 Bohrungen aus dem Archiv des Geologischen Dienstes fir
Bremen (GDfB) ausgewertet, die innerhalb des Plangebietes relativ gut verteilt
liegen. Zudem wurde die Baugrundkarte sowie die Geochemische Kartierung
Bremen zur Auswertung herangezogen.

Die Gelandehthen des Plangebietes liegen zwischen 27-30 mNN. Das Gelande
ist durch die Vornutzung mit kiinstlichen Abgrabungen oder Auffillungen stark
anthropogen Uberpragt. Aus samtlichen Bohrungsdaten geht hervor, dass
unterschiedliche Auftragungen vorgenommen wurden.

Geologisch gehort das Gebiet zur Bremer Geest. Unter einem 0,5 — 1 m méachti-
gen sandigen Podsolboden ("Mutterboden”) lagern ca. 7 — 10 m machtige so
genannte Geschiebelehme der Saale-Kaltzeit. Unter diesen Lehmschichten
folgen mindestens 10 m méachtige Sande und Tone der Lauenburger Schichten.
Die Baugrundkarte Bremen weist einen gering setzungsempfindlichen Unter-
grund auf (Bauwerke mit mittlerer Sohlspannung sind mdglich). Aufgrund der
oberflachennah variablen Geologie sollten vor Beginn der Bebauung Sondie-
rungen durchgefuhrt werden, um auf den tatsachlichen Untergrund zu schlie3en
und die erforderlichen Mal3hahmen zur Grindung berechnen zu kénnen. Die
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Anlage von geothermischen Installationen fir die Gebaudebeheizung und -
kuhlung ist hydrogeologisch vor Ort mdglich.

Wasser (Grundwasser / Oberflachenwasser)

Entsprechend der jahreszeitlichen Verhéaltnisse treten unterschiedliche Grund-
wasserstandshohen auf. Stichtagsmessungen ergaben Grundwasserstande um
etwa 13 m UNN (Hoéchststdande sind bei ca. 14 m UNN zu erwarten). Das
Grundwasser fliel3st nach Suden. Es ist hinsichtlich seiner chemischen Zusam-
mensetzung als "schwach betonangreifend” einzustufen.

Aufgrund der hydrogeologischen Situation eignet sich das Gelande fur die
Versickerung von Niederschlagswasser aus Oberflachen- und Dachentwasse-
rungen nur, wenn so genannte "Schluckbrunnen” das Wasser aufnehmen und in
die sandigen Lauenburger Schichten (tiefer als 10 m unter Geldnde) ableiten
konnen. Die oberen Geschiebelehmschichten sind gering wasserdurchlassig
und neigen zur Staundsse. Hinsichtlich der Bautechnik muss bei Kellerbauten
damit gerechnet werden, dass randlich an den Geb&audekanten eindringendes
Regenwasser nicht nach unten bzw. zu den Seiten entwassert werden kann.
Hier sollten bauliche Einrichtungen (z.B. Dranage) vorgesehen werden.

Klima

Aus klimatischer Sicht gesehen ist das Plangebiet dem nicht oder nur gering
Uberwarmten Siedlungsbereich zuzuordnen. Das Ausmafd der nachtlichen
Abkihlungsrate einer unversiegelten, bewachsenen Flache ist verglichen mit
einer versiegelten Flache deutlich gréRer und somit produktiver im Hinblick auf
die Kaltluftentstehung. Die lokal gebildete Kaltluft kann sich durch eine nachtli-
che Abkihlung im Sommer positiv auf Siedlungsflachen auswirken und hat
Bedeutung fur die Versorgung von Frischluft.

Aufgrund der vergleichsweise geringen Anderung der Versiegelungsrate der
bereits zuvor bebauten ehemaligen Kaserne gegenuber der Neuplanung ist die
klimatische Bedeutung von evtl. Entsiegelungsvorteilen nicht Gbermafiig grof3.
Auswirkungen auf das Lokalklima sind nicht zu erwarten. Durch den gro3tmaogli-
chen Erhalt des pragenden Baumbestandes und der geplanten Neupflanzungen
von Einzelbdumen werden mdogliche negative Einflisse infolge der baulichen
Veranderungen auf das Schutzgut Klima minimiert.

D2 Auswirkungen auf den Menschen durch Larm

Gemal 8§ 1 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitplane insbesondere die
allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse sowie
umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie
die Bevolkerung insgesamt zu berlcksichtigen. Grundlage ist das Bun-
desimmissionsschutzgesetz (BImSchG) und die DIN 18005 "Schallschutz im
Stadtebau”.

Fur die Bewertung der Larmsituation wurde im Rahmen des Planverfahrens zum
Bebauungsplan 1209 eine Schallimmissionsprognose vom Ingenieurbtro TED
GmbH, Bremerhaven erstellt. Im Rahmen von schalltechnischen Berechnungen
wurden die Gerauschimmissionen durch die zu erwartenden Kfz-Verkehre im
Plangebiet und in der Umgebung ermittelt und beurteilt. Ergédnzend dazu wurde
in der Zeit vom 21.06 — 19.07.2013 eine Langzeitmessung durchgefuhrt, um die
errechnete Prognose zu verifizieren.
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Im Rahmen dieser Berechnungen wird deutlich, dass der Grof3teil der Larmbe-
lastung fur den Prognosehorizont 2025 durch die Kfz-Verkehre auf der
BAB A 270 bedingt wird und nur ein geringer Anteil durch die Entwicklung des
Gewerbestandortes Lesum-Park erzeugt werden wird. Das Ergebnis der
Messung zeigt allerdings, dass die Belastungen infolge der BAB A 270 niedriger
ausfallen werden, als zunéchst prognostiziert. Um gesunde Wohn- und Arbeits-
verhéltnisse sicher stellen zu kénnen, werden in der 1. Anderung des Bebau-
ungsplanes 1209 fur Wohn- und Gewerbegebaude passive Schallschutzmal3-
nahmen gem. DIN 18005 festgesetzt, die sich im Wesentlichen auf die Anforde-
rungen an die AufRenbauteile und einer erforderlichen Schallschutzklasse der
Fenster beziehen. Weiterhin ist in den Allgemeinen Wohngebieten durch
bauliche MalRhahmen zu gewéhrleisten, dass die Larmwerte tags und nachts im
Inneren der Gebaude, aber auch in Auf3enwohnbereiche (z.B. Loggien, Balkone,
etc.) zum Zwecke einer gesunden Wohnnutzung nicht Uberschritten werden.

D3 Auswirkungen durch Altlasten

Im Bereich des Lesumparks wurden Bodenuntersuchungen durchgefihrt. Es
wurden flachendeckend anthropogene Auffullungen bis maximal 3,70 m Mach-
tigkeit erbohrt, die in der Regel aus Fllsanden und Kiesen oder umgelagertem
Geschiebelehm mit z.T. geringen Bauschuttbeimengungen bestehen.

Es wurden keine schadstoffhaltigen Beimengungen angetroffen, die oberhalb
der Prufwerte fur Kinderspielen der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-
nung (BBodSchV) liegen. Es haben sich somit keine Nutzungskonflikte in dem
Bebauungsplangebiet ergeben.

Im Rahmen einer ErschlieBung sind die im Osten des Lesumparks aufgeschiit-
teten Bauschutthalden nach Mal3gabe der Richtlinien der Landerarbeitsgemein-
schaft Abfall (LAGA) wiederzuverwerten bzw. zu entsorgen.

D4 Anderweitige Planungsmaoglichkeiten und Prognose Uber die
Entwicklung des Umweltzustandes des Plangebietes bei Nichtdurch-
fuhrung der Planung ("Nullvariante")

Das Gebiet der ehemaligen Wilhelm-Kaisen-Kaserne ist seit der endgultigen
Schlie3ung im Jahre 2002 weitgehend unter- oder ungenutzt. Wechselnde und
nicht aufeinander abgestimmte Nutzungen sowie die gré3ere Anzahl an Leer-
standsgebauden haben bereits in der jingeren Vergangenheit dazu gefihrt,
dass dieser Bereich Lesums aufgrund von vermehrten Einbriichen und anderer
Straftaten mit einem negativen Image belegt wurde.

Die "Nullvariante" hatte zufolge, dass die derzeit privaten Teilflachen voraus-
sichtlich langere Zeit unbebaut blieben. Das brachliegende Gelande wirde
weiterhin verwildern. Aus diesem Grunde dient die Nachnutzung des Gelandes
der Behebung eines stadtebaulichen Missstandes.

Das Planungsziel der Stadt Bremen ist es, im Zuge einer stetigen Innenentwick-
lung Wohnbau- und Gewerbeflachen zu entwickeln, mit denen das Angebot an
Wohnraum und gewerblichen Arbeitsplatzen erhdoht werden kann. Die stadte-
baulich integrierte Lage des Plangebietes, die bestehenden Einrichtungen der
Stiftung Friedehorst sowie auch die Nahversorgungsangebote und die Nahe
zum Bahnhof Lesum bieten dabei sehr gute Voraussetzungen zur Entwicklung
eines Wohn- und Gewerbegebietes innerhalb Burglesums.
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E Finanzielle Auswirkungen

Die der Stadtgemeinde Bremen mit der Realisierung der 1. Anderung des
Bebauungsplanes entstehenden Kosten werden im Rahmen der Beteiligung der
Trager offentlicher Belange uUberschlagig ermittelt und der Deputation fur
Umwelt, Bau, Verkehr Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft in der
Vorlage zur offentlichen Auslegung mitgeteilt. Es wird angestrebt, mit dem
Grundstuckseigentimer und/oder potentiellen Investoren stadtebauliche Ver-
trage zur Kostenubertragung abzuschliel3en.

Hinsichtlich der Anderungen von Festsetzungen vom Ursprungsbebauungsplan
1209 erfolgte eine Abstimmung mit der Eigentiimerin der zukinftigen Wohnbau-
flachen. Im Ubrigen wurden die Festsetzungen so gewahlt, dass keine wesentli-
chen Wertanderungen eintreten.

Im Verfahren ist sicherzustellen, dass die geplante Anderung des Nutzungskon-
zepts mit groBerer Gewichtung der Wohnnutzung zu keiner Férderschadlichkeit
beziglich der bewilligten EFRE-Mittel fur die bereits realisierten &auf3eren
ErschlieBungsanlagen fuhrt.

F Gender-Priufung, energetische Aspekte, dffentliche
Sicherheit und Ordnung, Barrierefreiheit

Die Errichtung von Wohnh&ausern sowie die Entwicklung einer gewerblichen
Bauflache richten sich gleichermal3en an Frauen und Méanner. Die stadtebaulich
integrierte Lage des Plangebietes beginstigt die Bildung von Wegeketten, die
sich positiv auf die Vereinbarkeit von Erwerbs-, Haushalts- und Betreuungsar-
beit auswirken und somit der Gleichstellung der Geschlechter zugutekommt.

Mit der Nachnutzung einer ehemals militarischen Liegenschaft als Wohn- und
Gewerbegebiet in rAumlicher Nahe zum Zentrum des Ortsteils Lesum entspricht
die Planung dem Leitmotiv der "Stadt der kurzen Wege", das auf eine Reduzie-
rung des motorisierten Individualverkehrs und seiner klimaschadlichen Abgase
abzielt. Mit der stadtebaulichen Konzeption des Wohn- und Gewerbegebietes
wird die Nutzung der Solarenergie begunstigt.

Mit der Realisierung eines neuen Wohngebietes auf einer bislang brachliegen-
den Flache erfolgt eine Belebung des Lesumparks und somit eine Erh6hung der
sozialen Kontrolle.

Die verkehrliche ErschlieBung des Plangebietes ermoglicht eine barrierefreie
ErschlieBung der Gebaude. Innerhalb der RingerschlieRung sind Geschossbau-
ten mit barrierefreien Wohnungen geplant.

Bremen, ........

Bauamt Bremen Nord

(Amtsleiter)
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Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde)
1. Mit der Bekanntmachung dieses Planes nach § 10 Baugesetzbuch
| (BauGB) treten innerhalb seines Geltungsbereiches samtliche Fest-
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Das Gewerbegebiet dient ausschlieBlich der Unterbringung von
Betrieben mit gesundheitswirtschaftlicher Ausrichtung (§ 1 Abs. 4 B E BAU U N G S P LAN E S 1 2 O 9
- - BauNVO). Allgemein zuldssig sind weiterhin Anlagen fur kirchliche,
AN e kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke. Vergnlgungsstatten
" - - I " kénnen auch nicht ausnahmsweise zugelassen werden. Ausnahms-
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sowie Tankstellen sind nur als betriebszugehdrige, baulich unter-
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geordnete Anlagen im Zusammenhang mit einem Betriebsgebaude
zulassig.
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fur ein Gebiet in Bremen - Burglesum
zwischen
In dem Gewerbegebiet sind nur solche Gewerbebetriebe und

Einrichtungen zulassig, die das Wohnen nicht wesentlich stéren und
somit nach ihrem Stérgrad in einem Mischgebiet zulassig sind.

3.
Larmpegelbereich

323/40 ! I

4.

Charlotte-Wolff-Allee
Holthorster Weg

den "Vereinigten Anstalten Friedehorst"

~

In den Allgemeinen Wohngebieten (WA) sind sonstige nicht stérende
Gewerbebetriebe sowie Tankstellen und Gartenbaubetriebe auch nicht
ausnahmsweise zuldssig. Ausnahmsweise kdnnen in den Allgemeinen
Wohngebieten WA 2 und WA 3 in den Erdgeschossen der Gebaude
sonstige nicht storende Gewerbebetriebe zugelassen werden, sofern

die ErschlieBung der Gebaude Uber die angrenzenden 6ffentlichen
Verkehrsflachen erfolgt.
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5. In dem Gewerbegebiet sind Staffelgeschosse nur als Vollgeschosse

zulassig. Innerhalb der mit WA 2* und WA 3* gekennzeichneten Bea rbe Itu n gSSta n d . 1 6 . 03 -20 1 6
Flachen ist auf zwei Dritteln der Grundflachen der Hauptgebaude eine
Bebauung mit vier Vollgeschossen zulassig. Die Grundflachen anein-

ander gebauter Hauptgebaude kénnen dabei zu einer Grundflache
addiert werden.
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-\ 6. In der abweichenden Bauweise gilt die offene Bauweise mit der

Abweichung, dass auch Gebaude mit mehr als 50 m Lange zulassig
:&@ \ Q sind. Zusatzlich kann eine Grenzbebauung zugelassen werden, ohne
r dass Nachbargebaude angebaut werden missen.
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Das Zuriickbleiben von einer Baulinie kann bis zu 2 m Tiefe und bis

30% der betroffenen Gebaudekante zugelassen werden.
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8.

Stellplatze, Carports und Garagen sind nur innerhalb der Uberbaubaren
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Grundstlcksflachen zulassig. Stellplatze und Carports sind auch in
N den hierfiir festgesetzten Flachen zulassig.
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9.1 Die zum Erhalt festgesetzten Baume sind auf Dauer zu erhalten und
‘ bei Abgang zu ersetzen.
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9.2 Zum Anpflanzen von Bdumen, die einzeln in der Planzeichnung
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9.4 Innerhalb der Flache zum Anpflanzen von Baumen im Allgemeinen
Wohngebiet WA 2 sind zwdlf standortgerechte, heimische Laubbdume
mit einem Stammumfang von mind. 18/20 cm anzupflanzen, gemessen

in 1,0 m Hohe Uber der Erdoberflache, auf Dauer zu erhalten und bei
Abgang zu ersetzen.

10. Passive Schallschutzmalinahmen
323/37

323(68
$23/55

10.1 Innerhalb der Larmpegelbereiche lll, [V und V mussen beim Bau von

Wohn- bzw. Blirogebauden folgende Mindestanforderungen an
AuRenbauteile sowie flr Fenster beriicksichtigt werden:
Diese Plahunterlage entspricht dem Inhalt der amtlichen Liegenschaftskarte und weist
im Geltungsbereich des Bebauungsplans die stadtebaulich bedeutsamen baulichen
—=/=\" 7\
|
|

323/43 \
341/15

8

§
D

)

.

7 ) - .
' > E AN
¢ . S s -
~0”Su//{7?f?| TF ; QKp.__ Friedhof-
e
Erforderl., resultierendes | Fenster Kastar Ll
Schallddammmaf R'w fiir | Schallschutzklasse s
Anlagen spwie Stral’en, Wege und Platze vollstdndig nach. Stand vom: 27.01.2016.
Sie hat einle fiir den Zweck der Planung hinreichende geometrische Genauigkeit.
\ \_ _a 121658_1%5247922

, 3 . ’
VAR ]| & |
a/ee 1 Q i fa) i /A
7%, ! (] > itz Xy ] y
AuBenbauteile: ?\E%H’DDDUDTT/W g Déﬁl’gl«ﬂ!\,\/ o ,?":’P@x 4 L% L0 AN £
LPB Ill:
L e Wohngebaude 3548 2 ohne Mafstab
e I B LPB IV:
- - —_T = - remen, den ... —
30344 - = - -~ Sonue Wohngebaude 40 dB 3 =
- L 7 Biirogebaude 35dB 2
s Landesamt flir Kataster - Vermessung - Immobilienbewertung - Informationssysteme LPB V: // \\ Bauamt Bremen-Nord
Wohngebéaude 45 dB 4 / \
oz Biirogeb&ude 40 dB / \ Bremen, den
323/120 32317 '
~ = ~ A -,
—_ = - _ N~ 2
~ 323/16 - =
E——— BAB 270

| }
10.2 In den Allgemeinen Wohngebieten ist bei der Errichtung von Wohn- \
_ 323/70
= S~ '
/\J/\J/\A’/’ ! I ~

gebauden durch geeignete bauliche MalRnahmen (Grundriss-
Diebe Karte ist gesetzlich geschiitzt. Sie darf nur mit Zustimmung von
= L —_ - —

N / Amtsleiter
gestaltung, Gebaudestellung, larmabsorbierende Materialien oder in A
ihrer Wirkung vergleichbare MaRnahmen) sicher zu stellen:
GedInformation Bremen vervielfaltigt, umgearbeitet, verg Jitte — —
] —_—
," a2 — = -
]
T

Geolnformation Bremen

32
-

{
- 323/121 -

]
[}
I}
I
!

- dass in den zu Wohnzwecken dienenden Aufenthaltsrdumen
tagsuber der Mittelungspegel von 35 dB (A) nicht Giberschritten wird,

- dass in Schlaf- und Kinderzimmern der Mittelungspegel von

30 dB(A) nachts bei freier Bellftung (gekipptes Fenster) und tags bei
geschlossenem Fenster nicht Uberschritten wird und
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Dieser Plan hat im Bauamt Bremen-Nord gemaf § 3 Abs. 2 BauGB vom ............... bis
- dass fir hausnahe Freibereiche (Terrassen, Loggien; Wintergarten, i, offentlich ausgelegen.
etc.) ein Mittelungspegel von 55 dB (A) tags nicht Uberschritten wird.
BAUWEISE, BAUGRENZEN, BAULINIEN SONSTIGE FESTSETZUNGEN
Grenze des raumlichen Geltungsbereiches ii
der Bebauungsplananderung

10.3 Die erforderlichen baulichen MaRnahmen sind im Genehmigungs-
verfahren im Einzelfall zu ermitteln.
Rechtliche Grundlagen

I
LJd

Nur Hausgruppen zulassig

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt
a Abweichende Bauweise @~  iStcCa !
ART DER BAULICHEN NUTZUNG bweichende Bauweise

/St Ca |
4
WA 1

. Baugesetzbuch (BauGB)
_____ Umgrenzung von Flachen fiir Stellplatze (St) und Carports (Ca)
o}

Allgemeines Wohngebiet mit Ifd. Nummer

Bauamt Bremen-Nord

Im Auftrag
11. Festsetzungen nach § 87 Bremischer Landesbauordnung
Planzeichenverordnung
Offene Bauweise

11.1 Einfriedungen sind nur als standortheimische Laubhecke oder in Form
o Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der von stgndorthelmlschen Str.auchern bis Zu einer Hohe.von 1,80 m, zum
Mit dem Anliegerverkehr dienenden Geh-, Fahr- und Leitungsrechten Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBL.1.S.132), die zuletzt offentlichen StralRenraum bis 1,50 m zulassig. In Verbindung kann ein
zu belastende Flachen zugunsten der Anlieger, Ver- und Entsorgungs- durch Art. 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBL.L.S. 1548)
GE Gewerbegebiete trager

Beschlossen in der Sitzung des
Zaun (Doppelstabmatten, Maschendraht o. vergl.) bis max.1,50 m S t
R i Héhe gezogen werden, der nach Heranwachsen der Hecke bzw. der enats am
geandert worden ist. Strducher durchwachsen werden soll und somit vom éffentlichen Re4m . ____ N -
. Bremisches Naturschutzgesetz (BremNatSchG) ni"cht.sichtbar bleibt. In den Allg?meinen Wohngebieten sind zu- B -7 b N P ~
Anlieger und Ver- und Entsorgungstrager sowie der Allgemeinheit . satzlich senkrechte Holzlattenzdune (auch ohne Bepflanzung) bis zu Y
dienenden Gehrechten zugunsten der Stadtgemeinde Bremen zu d Bremische Landesbauordnung (BremLBO) 1,80 m, zum offentlichen StraRenraum bis 1,50 m Héhe zuldssig.
belastende Flachen
StraRenverkehrsflache
|:| Baume zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen

Baugrenze

Baulinie

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

Beschlossen in der Sitzung der
Mit Geh- und Leitungsrechten zu belastende Flachen zugunsten der

VERKEHRSFLACHEN
GRZ 0.4

Grundflachenzahl, Hochstmaly

Stadtblrgerschaft am

BMZ 10.0 Baumassenzahl, Hoéchstmaf}

StralRenbegrenzungslinie
II

p AN
\
1
11.2 Stellplatzanlagen mit mehr als zwei Stellplatzen, die an 6ffentliche
Flachen angrenzen, sind zwingend mit standortheimischen Strauchern
Zahl der Vollgeschosse, Hochstmafy

bis zu einer Héhe von 1,80 m, zum &ffentlichen StraRenraum bis
1,50 m einzufrieden.
Flache zur Anpflanzung von Baumen, nach Abgang zu ersetzen

/
/ \
\\ /
11.3 In dem Gewerbegebiet sind ausschliellich Flachdacher mit einer
Flache zur Anpflanzung von Hecken und Strauchern, nach Abgang zu
—-—0—0—0—

@ Baume zu pflanzen, zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen

/
N /, \
Dachneigung von max. 5° zulassig. Die tragenden Konstruktionen der
ersetzen

7 \ /
Dachflachen sind statisch so auszubilden, dass die Errichtung von

~ -
Solarenergieanlagen maglich ist.
Abgrenzung von Baugebieten mit abweichender Festsetzung der

Kennzeichnungen
Hochstzahl der Vollgeschosse

Senator/in
@/l@ Larmpegelbereich @- @ (siehe textliche Festsetzung 10.1)

Direktor/in bei der Bremischen Burgerschaft

Hinweise

Bekanntmachung gemal’ §10 Baugesetzbuch im Amtsblatt der Freien Hansestadt
Die Bestimmungen der Baumschutzverordnung sowie des Artenschutz-
rechtes bleiben von den Festsetzungen dieses Bebauungsplanes unberihrt. Bremen vom
Im Plangebiet ist mit Kampfmitteln zu rechnen. Vor Aufnahme der plan-

............................ , Seite
mafRigen Nutzung ist in Zusammenarbeit mit den zustandigen Stellen eine
Beseitigung der Kampfmittel sicherzustellen.

Im Plangebiet ist mit dem Vorhandensein archdologischer Bodenfundstellen Planuna: Vel
zu rechnen. Bei Erdarbeiten, insbesondere auch bei den Kampfmittelsuch- anung. ve te
arbeiten, ist eine Beteiligung der Landesarch&ologie erforderlich.

‘ 1. Anderung
Verfahren: Boger

Bearbeitet: Lemke (BPW baumgart+partner) Bebauu ngSplan
16.03.2016 (6.A./TOB)
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	Nach erreichtem, nochmals zu verifizierendem Abstimmungsstand führt die geplante Änderung des Nutzungskonzepts mit größerer Gewichtung der Wohnnutzung zu keiner Förderschädlichkeit bezüglich der bewilligten EFRE-Mittel für die bereits realisierten äuß...
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